
Christoph Thanei   Wahlen
zum slowakischen 
Parlament

Regierungsmehrheit für die Mitte-Rechts-Parteien

Überblick:
Die wichtigsten Ergebnisse

Knapp mehr als 4,15 Millionen slowakische Wähler
waren am 20. und 21. September 2002 aufgerufen, die
150 Sitze des Nationalrats, wie das Parlament in Bra-
tislava offiziell heißt, neu zu besetzen. 25 Parteien
standen zur Wahl, aber nur sieben von ihnen schaff-
ten tatsächlich den Sprung über die Fünfprozent-
hürde, wie die folgende Tabelle zeigt. Die Wahlbetei-
ligung erreichte 70,07 Prozent.

Stimmenanteile der Parteien und ihre künftige Anzahl von
Parlamentssitzen im 150-köpfigen Slowakischen Nationalrat:

Partei Prozent Sitze
HZDS 19,50 36
SDKÚ 15,09 28
Smer 13,46 25
SMK 11,16 20
KDH 8,25 15
ANO 8,01 15
KSS 6,32 11
Sonstige 18,2 –

Ein Vergleich von Stimmenzuwächsen bzw. Verlus-
ten gegenüber den letzten Wahlen, wie er nach Wah-
len in westlichen Ländern üblicherweise erfolgt, ist
in der Slowakei wegen der sich rasch verändernden
Parteienlandschaft weitgehend unmöglich. Denn von
den nun ins Parlament gekommenen Parteien waren
nur die HZDS, SMK und KSS auch schon bei den

Das gute Abschneiden der
christlich-bürgerlich orien-
tierten SPKÚ bei den slo-
wakischen Parlamentswah-
len vom September des
Jahres ermöglicht es deren
Anführer Mikulás̆ Dzurinda,
seine bisherige Arbeit als
Regierungschef auf der Ba-
sis einer Vier-Parteien-Koa-
lition fortzusetzen, die auf-
grund ihrer Verwurzelung
im christlich-demokrati-
schen bzw. konservativen
und liberalen Lager eine
große Homogenität auf-
weist und somit Perspek-
tiven für eine solide Lan-
desführung auch in der
Zukunft bietet. Diese wün-
schen sich in der Tat die
Slowaken, die zwar die
außenpolitischen Erfolge
Dzurindas, so seine for-
cierte Annäherung an die
Strukturen von EU, OECD
und NATO, anerkennen, die
jedoch keineswegs be-
glückt waren ob der koali-
tionsinternen Streitigkei-
ten der Vergangenheit, die
sicher mitverantwortlich
waren für die Politikver-
drossenheit der solowaki-
schen Bevölkerung und
somit für deren geringe
Beteiligung an den Wahlen
selbst. Zeichen dieser
Verdrossenheit ist auch die
Tendenz zur Fragmentie-
rung des Parteiengeflechts
im Lande – ein Umstand,
der Dzurinda indes freuen
dürfte, braucht er doch
nach dem Scheitern auch
der führenden sozialdemo-
kratisch ausgerichteten
Parteien an der Fünfpro-
zenthürde eine starke linke
Opposition im Parlament
kaum mehr zu fürchten.
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letzten Parlamentswahlen im September 1998 ange-
treten. Die HZDS erzielte damals mit exakt 27 Pro-
zent der Stimmen noch ein wesentlich besseres
Ergebnis als diesmal. Die SMK kam damals auf
9,12 Prozent, während die KSS mit 2,79 Prozent der
Stimmen deutlich unter der Fünfprozenthürde ge-
blieben war. Von den sechs Parteien, die 1998 ins Par-
lament gewählt wurden, sind nur zwei (HZDS und
SMK) auch im künftigen Parlament vertreten.

Dass die Bewegung für eine Demokratische Slo-
wakei (HZDS) des dreimaligen früheren Premiermi-
nisters Vladimír Mečiar zwar stärkste Partei bleiben,
aber schwere Stimmenverluste erleiden würde, zeich-
nete sich in den Umfragen der letzten Wochen vor der
Wahl bereits ab. Der vom westlichen Ausland und al-
len relevanten Parteien der Slowakei als Partner abge-
lehnte Mečiar dürfte damit endgültig aufhören, ein
dominierender Faktor der slowakischen Politik zu
sein. Der anhand der Umfragen zumeist schon als Fa-
vorit für die Funktion des Premierministers gesehene
Jungpolitiker Robert Fico blieb mit seiner Partei
„Smer (Richtung) – Der Dritte Weg“ hinter den Er-
wartungen der Meinungsforscher zurück. Er kann
daher die künftige Regierung nicht nur nicht führen,
sondern gehört ihr nicht einmal an, weil die Mitte-
Rechts-Parteien überraschend auch ohne ihn auf eine
ausreichende Mehrheit kommen.

Die größte Überraschung der Wahlen war aber das
starke Abschneiden der von Mikuláš Dzurinda ge-
führten Slowakischen Demokratischen und Christli-
chen Union (SDKÚ). Sie gewann fast doppelt so viele
Stimmen, als die meisten Umfragen hatten erwarten
lassen. Und rechnet man nicht nach Prozentanteilen,
sondern nach Koalitionsmöglichkeiten, lässt sich
sogar von einem regelrechten Triumph Dzurindas
sprechen. Vor allem dann, wenn man seine Ausgangs-
position kurz vor der Wahl bedenkt: Selbst in wohl-
gesinnten Medien tauchten bereits seit Wochen Spe-
kulationen darüber auf, wer den „verbrauchten“
Regierungschef in seiner Partei ablösen könne, damit
die SDKÚ als Regierungspartner akzeptabel bleibe.
Mehrere potenzielle Koalitionspartner hatten vor der
Wahl betont, mit Dzurinda, der für vier Jahre „Miss-
wirtschaft“ verantwortlich sei, könne es keine Zu-
sammenarbeit mehr geben. Nach der Wahl aber war
er mit einem Schlag wieder der große Favorit für

Die größte Überra-
schung der Wahlen war das
starke Abschneiden der von
Mikulás̆ Dzurinda geführ-
ten Slowakischen Demokra-
tischen und Christlichen
Union (SDKÚ). Sie gewann
fast doppelt so viele Stim-
men, als die meisten Um-
fragen hatten erwarten
lassen.



die Bildung und Führung einer neuen Regierung.
Zusätzlich gestärkt wurde er noch durch das Aus-
scheiden der bisher mitregierenden Linksparteien
SDL’ (Partei der Demokratischen Linken) und SOP
(Partei der Bürgerlichen Verständigung) aus dem Par-
lament.

Schon nach dem Vorliegen des noch vorläufigen
offiziellen Wahlergebnisses war klar, dass Dzurinda
sich künftig auf eine zwar knappe, aber stabile Mehr-
heit wird stützen können, die von vier program-
matisch sehr verwandten christlich-demokratischen,
konservativen und liberalen Parteien gebildet wird.
Ein Dilemma der von ihm bisher geführten Koalition
war es gerade gewesen, dass er unterschiedlichste po-
litische Strömungen von den Ex-Kommunisten bis zu
den Wirtschaftsliberalen und Konservativen zusam-
menhalten musste, die sich oft nicht auf grundsätz-
liche Schritte einigen konnten. Die nun unter den
zukünftigen Koalitionspartnern der SDKÚ nächst-
stärkste Partei der Ungarischen Koalition (SMK) galt
hingegen schon bisher als verlässliche Stütze Dzurin-
das. Die christlich-demokratisch orientierte SMK
konnte sich wieder als Alleinvertretung der gesamten
ungarischen Minderheit bestätigen. Ein nicht immer
einfacher Koalitionspartner war für Dzurinda bisher
die konservative Christlich-Demokratische Bewe-
gung (KDH), aus der Dzurinda ursprünglich selbst
herausgewachsen ist. Programmatisch sollte sie je-
doch mit der Dzurinda-Partei SDKÚ besonders gro-
ße Übereinstimmung finden. Der Medienmagnat Pa-
vol Rusko blieb mit seiner neu gegründeten und von
seinen Medien massiv unterstützten Partei Allianz
des Neuen Bürgers (ANO) so weit hinter den Erwar-
tungen zurück, dass er in der Regierung gegenüber
dem von ihm nicht selten sehr heftig kritisierten
Dzurinda wohl wird leiser treten müssen. Eine ge-
wisse Mäßigung war in den Attacken der Rusko-Me-
dien, vor allem des marktbeherrschenden Fernseh-
senders TV Markíza und der Tageszeitung Národná
obroda gegen Dzurinda bereits in der Endphase des
Wahlkampfs feststellbar. Seine ursprüngliche Bedin-
gung, mit der SDKÚ „nur ohne Dzurinda“ in eine
Koalition gehen zu wollen, widerrief Rusko sofort
nach den Wahlen mit Hinweis auf das Ergebnis, das
ihm kein Recht gebe, der wesentlich stärkeren Partei
personelle Bedingungen zu stellen.

Schon nach dem Vor-
liegen des noch vorläufigen
offiziellen Wahlergebnis-
ses war klar, dass Dzurinda
sich künftig auf eine zwar
knappe, aber stabile Mehr-
heit wird stützen können,
die von vier programma-
tisch sehr verwandten
christlich-demokratischen,
konservativen und libera-
len Parteien gebildet wird.
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Eine weitere Überraschung neben dem Ausmaß
des Erfolges von Dzurindas SDKÚ war zweifellos,
dass die altkommunistische KSS den Einzug ins Par-
lament schaffte. Der KSS dürfte es vor allem dank
Proteststimmen von Wendeverlierern, die sie sich zu
einem nicht unwesentlichen Teil von der rechtspopu-
listischen HZDS holte, gelungen sein, ihren Stim-
menanteil gegenüber dem September 1998 zu ver-
doppeln. Die KSS wird allerdings von keiner anderen
Parlamentspartei als potenzieller Partner akzeptiert
und hat auch in den führenden Medien keinerlei Ak-
zeptanz. Bestenfalls kann sie davon profitieren, dass
sie als Parlamentspartei mehr öffentliche Erwähnung
finden wird als bisher.

Alle sozialdemokratisch orientierten Parteien blie-
ben unter der Fünfprozenthürde, sodass die für ein
postkommunistisches Land ungewöhnliche Situation
entsteht, dass neben den politisch isolierten Altkom-
munisten keine allgemein akzeptierte Linkspartei im
Parlament vertreten ist. Dabei war die Partei der
Demokratischen Linken (SDL’) bisher sogar zweit-
stärkste Regierungspartei gewesen, und die von ihr
abgespaltene Sozialdemokratische Alternative (SDA)
kann eine Reihe prominenter und auch populärer
Einzelpersönlichkeiten vorweisen. Die Partei der
Bürgerlichen Verständigung (SOP) hatte schon lange
vor der Wahl in Umfragen so schwach abgeschnitten,
dass sie überhaupt auf eine eigene Kandidatur ver-
zichtete und wie die Sozialdemokratische Partei der
Slowakei (SDSS) nur einzelne Kandidaten auf die
Liste der SDL’ mitnominierte. An der Fünfprozent-
hürde gescheitert sind auch beide Fraktionen der
extremen Nationalisten, die Slowakische National-
partei (SNS) und die von ihr abgespaltene Wahre Slo-
wakische Nationalpartei (PSNS).

Rückblick: Schwierige Zusammen-
arbeit der bisherigen Regierungs-
koalition – außenpolitische Erfolge,
innere Krisen

Von 1998 bis 2002 führte Premierminister Mikuláš
Dzurinda eine Vielparteienkoalition, deren Zusam-
mensetzung im Laufe ihrer Amtszeit aufgrund zahl-
reicher Parteispaltungen immer undurchschaubarer
wurde. Ursprünglich war diese Koalition aus vier
Parteien gebildet worden, die schon vor den Wahlen

Alle sozialdemokra-
tisch orientierten Parteien
blieben unter der Fünfpro-
zenthürde, sodass die für
ein postkommunistisches
Land ungewöhnliche Situa-
tion entsteht, dass neben
den politisch isolierten Alt-
kommunisten keine allge-
mein akzeptierte Linkspar-
tei im Parlament vertreten
ist.



im September 1998 eine Zusammenarbeit gegen den
zuvor amtierenden Premierminister Mečiar verein-
bart hatten. Diese Koalition fasste aber das gesamte
Spektrum der gegen Mečiar gerichteten Opposition
von den Exkommunisten bis zu Konservativen und
Wirtschaftsliberalen zusammen. Der Vorteil dieser
breiten Zusammenarbeit war zwar, dass damit die
Verfassungsmehrheit von 90 der 150 Parlamentssitze
(drei Fünftel) erreicht wurde. In der Realität wurde
aber nicht nur die Verfassungsmehrheit selten genutzt,
sondern es gab sogar mehrfach Probleme, überhaupt
eine einfache Mehrheit für wichtige Beschlüsse zu-
stande zu bringen. So verlor beispielsweise der bür-
gerliche Kern der Regierung im emotional geführ-
ten Kampf um eine große Verwaltungsreform im
Jahr 2001 mehrere entscheidende Abstimmungen ge-
gen die Opposition, weil der linke Regierungsflügel
vorübergehend die Fronten wechselte.

Besonders erschwerend für Dzurindas Position
war aber von Anfang an gewesen, dass schon die
von ihm geführte größte Regierungspartei Slowa-
kische Demokratische Koalition (SDK) selbst eine
Art „Koalition in der Koalition“ darstellte. Wie die
ebenfalls bürgerliche drittstärkste Regierungspartei
Partei der Ungarischen Koalition (SMK) war die
SDK nämlich erst für die Wahl als Fusion von fünf
Parteien gegründet worden. Während aber die Ver-
schmelzung von drei ungarischen Parteien zur SMK
dauerhaft blieb und diese heute ohne Zweifel als
alleinige Vertretung der gesamten ungarischen Min-
derheit in der Slowakei anerkannt ist, wurde Dzurin-
das SDK sofort nach der Wahl von heftigen Rivalitä-
ten der sogenannten „Mutterparteien“ um politische
und wirtschaftliche Einflusssphären erschüttert. Das
hatte auch damit zu tun, dass diese „Mutterparteien“
der SDK nur auf eine eigenständige Wahlkandidatur
verzichteten, organisatorisch aber parallel zur SDK
weiterexistierten. Dzurindas Versuche, das bürger-
liche Lager gegen die traditionellen Parteistruktu-
ren zu einigen, scheiterten rasch. Die von Dzurinda
geführte und als gemeinsames Dach geplante SDK
gesellte sich de facto als sechste konkurrierende
Partei neben ihre ursprünglichen fünf „Mutterpar-
teien“ und vertiefte damit die Kluft im bürgerlichen
Lagers vorübergehend noch mehr, anstatt sie zu über-
winden.

Besonders erschwe-
rend für Dzurindas Position
war von Anfang an gewe-
sen, dass schon die von
ihm geführte größte Regie-
rungspartei Slowakische
Demokratische Koalition
(SDK) selbst eine Art „Koa-
lition in der Koalition“ dar-
stellte.
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Dzurinda war vor der SDK-Gründung nur stell-
vertretender Parteichef hinter dem prominenten, aber
in der Bevölkerung wenig populären Jan Čarno-
gurský in der stärksten der „Mutterparteien“, der
Christlich-Demokratischen Bewegung (KDH), ge-
wesen. Die anderen vier Partnerparteien waren die
fast gleich starke liberale Demokratische Union
(DU), die in Umfragen stets unter der Fünfpro-
zenthürde liegende und daher allein chancenlose De-
mokratische Partei (DS) sowie die noch kleineren
Splitterparteien Partei der Grünen der Slowakei (SZS)
und Sozialdemokratische Partei der Slowakei (SDSS).
Diese vier wollten im Bündnis eine KDH-Dominanz
durch die Wahl Čarnogurskýs zum gemeinsamen
Führer verhindern. So rückte Dzurinda als Kompro-
misskandidat an die gemeinsame Spitze auf und
schaffte es erstaunlich schnell, die Sympathien der
Medien und Bevölkerung zu erobern. 1998 war er un-
angefochten populärster Politiker und Hoffnungsträ-
ger der Slowakei. Nachdem die SDK mit weniger als
einem Prozent Stimmen und exakt einem Parla-
mentssitz Rückstand zur HZDS von Vladimír Mečiar
zweitstärkste Parlamentspartei geworden war, gab es
keinen Zweifel an ihrer Führungsrolle in der Anti-
Mečiar-Regierungskoalition mit der Partei der De-
mokratischen Linken (SDL’), der bereits erwähnten
SMK und der kleinen linksliberalen Partei der Bür-
gerlichen Verständigung (SOP). Denn Mečiar selbst
war schon damals isoliert und hatte in der Wahl ge-
meinsam mit seinen Koalitionspartnern SNS und
ZRS die Parlamentsmehrheit haushoch verloren. Wie
das Verhältnis zwischen Dzurinda-Regierung und
Opposition nach den Wahlen von 1998 zunächst aus-
sah, zeigen die folgende Tabelle und Grafik:

Stimmenanteile der Par-
teien über der Fünfprozent-
hürde und ursprüngliche
Sitzverteilung im National-
rat nach den Wahlen im
September 1998:

SDKU 28

SMK 20

KDH 15

ANO 15

HZDS 36

Smer 25

KSS 11



Die Bruchlinien der koalitionsinternen Konflikte
in den ersten beiden Regierungsjahren verliefen über-
raschend selten zwischen den „natürlichen“ ideolo-
gischen Gegnern, also den Linksparteien SDL’ und
SOP auf der einen und den bürgerlichen Parteien
SDK und SMK auf der anderen Seite. Stattdessen
wurde die Regierungsarbeit vor allem durch Ri-
valitäten innerhalb der SDK gelähmt und in der
Öffentlichkeit trotz vieler faktischer Erfolge in ein
schlechtes Licht gerückt. Sogar vom Parteichef der
Linkspartei SDL’, also „von außen“ mussten sich die
streitenden Fraktionen der SDK den Rat gefallen las-
sen, sie sollten „ihre Konflikte endlich lösen, damit
die Regierung weiter arbeiten kann“. Zum Ende der
gemeinsamen Regierungszeit verliefen die Konflikte
aber immer mehr zwischen den natürlichen ideologi-
schen Trennlinien: Das Mitte-Rechts-Lager war zwar
mittlerweile in mehrere Nachfolgeparteien der SDK
zersplittert, stützte aber gemeinsam mit der SMK den
harten Kern der Regierungsmehrheit. Das aus SDL’
und SOP sowie einzelnen SDK-Dissidenten gebil-
dete linke Lager scherte hingegen immer häufiger aus
der Linie der Regierungsmehrheit aus und scheute in
einzelnen Streitfragen auch nicht die Zusammenar-
beit mit der nationalistischen Opposition aus HZDS
und SNS.

Dzurindas ehemalige „Mutterpartei“ KDH voll-
zog die transparenteste Distanzierung von der ehe-
maligen SDK. Sie machte sich wieder selbständig und
trat formell als fünfte zusätzliche Regierungspartei
neben SDK, SDL’, SMK und SOP dem Koalitions-
vertrag bei. Ein kleinerer Teil der ursprünglichen
KDH blieb hingegen Dzurinda treu und ließ sich
mit der zweiten SDK-Mutterpartei DU zu der unter
Dzurindas Führung neu gegründeten SDKÚ ver-
schmelzen. In zum Teil sehr wechselvollen Abläufen,
die nicht mehr immer die ursprünglichen Abgren-
zungen der „Mutterparteien“ widerspiegelten, setz-
ten sich andere Teile der SDK als „unabhängige“ (also
fraktionslose) Abgeordnete ab oder schlossen sich
verschiedenen anderen teils alten, teils neu entstande-
nen Parteien an. Nicht bei allen war zum Schluss klar,
ob sie sich in ihrem Abstimmungsverhalten noch eher
als regierungstreue oder schon mehr als oppositio-
nelle Abgeordnete betrachteten. Als sich schließlich
auch noch die Oppositionsparteien SNS und HZDS

Die Bruchlinien der
koalitionsinternen Kon-
flikte in den ersten beiden
Regierungsjahren verliefen
überraschend selten zwi-
schen den „natürlichen“
ideologischen Gegnern,
also den Linksparteien SDL’
und SOP auf der einen und
den bürgerlichen Parteien
SDK und SMK auf der an-
deren Seite. Stattdessen
wurde die Regierungsarbeit
vor allem durch Rivalitäten
innerhalb der SDK gelähmt.

96



97

spalteten, entstand zum Schluss der Parlamentsperi-
ode die ungewöhnliche Situation, dass etwa ein Drit-
tel aller Parlamentsabgeordneten formell fraktionslos
war. So gesehen könnte es auch als notwendiger „Rei-
nigungsprozess“ verstanden werden, dass die meisten
der von diesen Abgeordneten gebildeten Splitterpar-
teien bei den nunmehrigen Wahlen 2002 nicht über
die Fünfprozenthürde kamen und daher in die politi-
sche Bedeutungslosigkeit verschwanden.

Angesichts dermaßen verworrener Veränderungen
in der Parteienlandschaft innerhalb sehr kurzer Zeit
ist es wenig verwunderlich, dass in der Bevölkerung
sowohl das Parlament als auch die Regierung ein sehr
geringes Ansehen genossen und als wenig vertrauens-
würdig galten. Naturgemäß schadet solches Miss-
trauen mehr der Regierung als der Opposition. So
entstand die aus ausländischer Sicht schwer verständ-
liche Situation, dass die Regierung zwar hervorra-
gende außenpolitische Erfolge vorweisen konnte, im
Inland aber dennoch schlechte Umfragewerte auf-
wies. Die permanenten koalitionsinternen Konflikte
sorgten aber auch für eine weitgehende Lähmung
wichtiger Bereiche der Regierungsarbeit: Die ange-
kündigten Reformen im Bildungs-, Sozial- und Ge-
sundheitswesen wurden auf die lange Bank gescho-
ben und müssen erst von der kommenden Regierung
in Angriff genommen werden. Der Staatshaushalt
steht trotz der Erlöse aus einer Reihe großer Privati-
sierungen auf wackeligen Beinen. Die umfangreichen
Privatisierungen der Banken und der marktbeherr-
schenden Versicherung sowie der Telekom, der Erd-
öl- und Gasindustrie und des großen Stahlproduzen-
ten VSŽ brachten der Slowakei zwar das Lob der
internationalen Finanzwelt ein. Im Inland aber liefen
sie allesamt nicht ohne Medienberichte über Korrup-
tionsverdacht oder wenigstens zu niedrige Erlöse für
den Staat ab. In der lautstark propagierten Korrupti-
onsbekämpfung entstand angesichts einer Reihe von
Skandalen, die zum Beispiel zwei Minister für Ver-
kehr und Telekom hintereinander zum Rücktritt
zwangen, nicht selten der Eindruck, als sei bei Teilen
der Regierung „der Bock zum Gärtner gemacht wor-
den“.

Nur in einem Bereich können selbst die härtesten
Kritiker der ersten Dzurinda-Regierung ihre An-
erkennung nicht verweigern: Die Erfolge in der

Die permanenten koa-
litionsinternen Konflikte
sorgten auch für eine
weitgehende Lähmung
wichtiger Bereiche der Re-
gierungsarbeit: Die ange-
kündigten Reformen im
Bildungs-, Sozial- und Ge-
sundheitswesen wurden
auf die lange Bank gescho-
ben und müssen erst von
der kommenden Regierung
in Angriff genommen
werden.



Außenpolitik waren geradezu sensationell. Die Slo-
wakei hat bei den Beitrittsverhandlungen mit der
Europäischen Union trotz der von der Vorgängerre-
gierung unter Mečiar verursachten zweijährigen Ver-
spätung nicht nur aufgeholt, sondern bereits mehr
Verhandlungskapitel abgeschlossen als manche Län-
der der einstigen „ersten Gruppe“. Seit zwei Jahren ist
das Land Mitglied der Organisation für Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD).
Und auch für die Nato-Erweiterung ist die Slowakei
neben Slowenien längst der aussichtsreichste Kandi-
dat. Dabei war die Slowakei im September 1998 zum
Ende der insgesamt dritten von Vladimír Mečiar ge-
führten Regierung als Skandalrepublik abgestempelt
gewesen. Die westlichen Institutionen, der sie beitre-
ten wollte, hatten ihr gerade brüsk die Tür vor der
Nase zugeknallt. Wie aus einem bösen Traum er-
wacht, rieben sich damals die an politische Mahnun-
gen aus Brüssel und Washington gewohnten Slowa-
ken bei den TV-Abendnachrichten ungläubig die
Augen: Ihr gerade erst frischgebackener neuer Pre-
mier Dzurinda wurde, kaum im Amt, auch schon in
den europäischen Hauptstädten und in den USA mit
Umarmungen und Händeschütteln empfangen. Und
man sah ihn beim Joggen mit Staatsmännern, die im-
mer „Terminprobleme“ gehabt hatten, wenn sein
Vorgänger Mečiar sie treffen wollte.

Der Wahlkampf und
die Ausgangssituation
vor dem Urnengang

Die im September 2002 erzielte Wahlbeteiligung von
70,07 Prozent ist für slowakische Verhältnisse sehr
gering und stellt sogar den niedrigsten Wert aller bis-
herigen Parlamentswahlen dar. Im Vergleich zum
letzten vorausgegangenen „Test“, nämlich den in der
ganzen Republik zugleich abgehaltenen Regional-
wahlen vom 1. und 15. Dezember 2001, zeigte sich
aber eine erfreuliche Steigerung, die bestätigte, dass
die Slowaken sehr wohl zur Urne gehen, wenn sie den
Sinn und die Wichtigkeit einer Wahl einsehen. Den
Regionalwahlen war ein viele Wähler abschreckendes
Gezänk zwischen den Parlamentsparteien und auch
innerhalb der Regierung über die geografischen
Grenzen und die politischen Kompetenzen der eben
erst neu geschaffenen Regionalverwaltungen voraus-

Die im September
2002 erzielte Wahlbeteili-
gung von 70,07 Prozent ist
für slowakische Verhält-
nisse sehr gering und stellt
sogar den niedrigsten Wert
aller bisherigen Parla-
mentswahlen dar.
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gegangen. Der Sinn der damaligen Wahlen und über-
haupt der Regionalverwaltungen als solcher wurde
daher von vielen Wählern sehr gering eingeschätzt
und mit einer katastrophalen Wahlbeteiligung von
durchschnittlich 26 Prozent im ersten und gar nur
22,6 Prozent im zweiten Wahlgang quittiert. Bei der
jetzigen Parlamentswahl hingegen war ein sehr gro-
ßes (auch durch mehrere Umfragen bestätigtes) Be-
wusstsein breiter Wählerschichten vorhanden, dass es
sich um eine „Schicksalsentscheidung“ in Hinblick
auf den Beitritt zur Europäischen Union und zur
NATO handelte. Zwar gilt auch für die Slowakei
prinzipiell, dass Parlamentswahlen weniger durch
außenpolitische Fragen beeinflusst werden als durch
Fragen, die um Lebensstandard und soziale Sicher-
heit kreisen. Angesichts der ebenfalls in Umfragen
dokumentierten euphorischen Erwartung der meis-
ten Slowaken, dass der Beitritt zur Europäischen
Union ein Allheilmittel für fast alle großen gesell-
schaftspolitischen Probleme des Landes darstellen
werde, besteht aber im öffentlichen Bewusstsein ein
enger Zusammenhang zwischen diesen beiden Wahl-
motivationen. „Pro-EU“ zu wählen bedeutet für die
meisten Slowaken, „Wohlstand“ zu wählen. Das er-
klärt ihre hohe Motivation, bei der Wahlentscheidung
ein so großes Gewicht auf das scheinbar „nur außen-
politische“ Motiv der Erhöhung der EU-Beitritts-
chancen zu legen.

Dass die Wahlbeteiligung nicht wieder den Re-
kordwert von 84 Prozent im September 1998 er-
reichen werde, war zu erwarten. Umfragen hatten
monatelang auf eine große Politikverdrossenheit hin-
gewiesen und sogar eine noch niedrigere Wahlbeteili-
gung befürchten lassen. Die außergewöhnlich hohe
Beteiligung vier Jahre zuvor liegt in einer damaligen
politischen Ausnahmesituation begründet: Damals
bestand nach einer sehr emotional geführten Wahl-
kampagne eine große Motivation der Bevölkerungs-
mehrheit, durch ihre Stimme die Regierung des
immer größeren Bevölkerungsteilen geradezu ver-
hassten damaligen Premierministers Vladimír Mečiar
zu beenden. Vor der Wahl 2002 schien diese Motiva-
tion zunächst geringer zu sein, weil die Gefahr einer
Rückkehr Mečiars an die Macht minimal war. Alle re-
levanten Parteien hatten nämlich schon im Vorhinein
eine Regierungszusammenarbeit mit Mečiar ausge-

Dass die Wahlbeteili-
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niedrigere Wahlbeteiligung
befürchten lassen.



schlossen, nachdem vor allem amerikanische, aber
auch europäische Politiker davor gewarnt hatten, eine
Regierungsbeteiligung Mečiars oder der HZDS
werde ein Hindernis für den Beitritt der Slowakei zur
NATO bzw. zur Europäischen Union darstellen. In
den Medien war zumindest bis zum Sommer eher die
Regierungsarbeit der inhomogenen und um Macht-
anteile streitenden Koalition aus mehreren Mitte-
Rechts-Parteien mit zwei linken Gruppierungen kri-
tisch kommentiert worden. Mečiar war dagegen kein
so wichtiges Thema. Dass die Unzufriedenheit mit
der Arbeit der Regierung Dzurinda groß war, wirkte
sich aber nicht durch eine entsprechend starke Moti-
vation zur Protestwahl aus, sondern verstärkte laut
politologischen Analysen einen resignativen Trend
zur Wahlenthaltung. Auch prophezeiten die Umfra-
gen sehr übereinstimmend eine schwere Niederlage
für die Mehrparteienkoalition unter Führung des
christlich-demokratischen Premierministers Mikuláš
Dzurinda und dafür starke Gewinne für neu entstan-
dene Parteien, vor allem „Smer“ und ANO. Diese
beiden hatten es schon seit etwa zwei Jahren ge-
schafft, mit ihrer Kritik an der Regierung, aber auch
an Mečiar und der HZDS, die Themenführerschaft in
der politischen Diskussion zu übernehmen und sich
als neue Alternative zu den bisherigen Regierungs-
parteien zu präsentieren.

Erst ab Juli 2002, also in den allerletzten Monaten
vor der Wahl, als de facto bereits Wahlkampf herrsch-
te, verlagerte sich die politische Diskussion wieder
mehr auf die traditionelle Polarisierung des Landes in
Mečiar-Gegner und Mečiar-Befürworter. Ausschlag-
gebend dafür waren vor allem zwei Faktoren: Mečiar
weigerte sich monatelang, die mysteriöse Finanzie-
rung der Renovierung seiner Privatvilla offen zu le-
gen. Und Mitte Juli spaltete sich ein Teil der HZDS
unter Führung des ehemaligen Parlamentspräsiden-
ten Ivan Gašparovič von Mečiar ab. Das löste einen
dramatischen Erosionsprozess im HZDS-Wählerpo-
tenzial aus. Eine wesentlich geringere Rolle als vom
Regierungslager erhofft, spielte hingegen die Verhaf-
tung des ehemaligen Geheimdienstchefs und Mečiar-
Vertrauten Ivan Lexa. Zwar rief sie wegen der damit
zusammenhängenden Medienberichte die „Sünden“
der dritten Mečiar-Regierung von 1994 bis 1998 wie-
der in Erinnerung. Aber jene Wähler, die tatsächlich

Erst ab Juli 2002, also
in den allerletzten Monaten
vor der Wahl, als de facto
bereits Wahlkampf herrsch-
te, verlagerte sich die poli-
tische Diskussion wieder
mehr auf die traditionelle
Polarisierung des Landes in
Mec̆iar-Gegner und Mec̆iar-
Befürworter.
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Lexa (und in seinem Hintergrund womöglich auch
Mečiar selbst) für den Drahtzieher einer Reihe von
ernsten politischen Kriminalfällen halten, die Lexa
von der Staatsanwaltschaft und Polizei vorgeworfen
werden, waren schon bisher entschiedene Mečiar-
Gegner. Und die überzeugten Anhänger Mečiars wie-
derum stimmten weiterhin mit ihrem Idol darin über-
ein, dass all die Vorwürfe gegen Lexa (von kleineren
Betrugsdelikten bis hin zur mutmaßlichen Entfüh-
rung des Präsidentensohnes Michal Kovac junior und
der Ermordung eines Verbindungsmannes zu einem
Kronzeugen dieser Entführung) deshalb nicht durch
Gerichtsurteile nachgewiesen werden konnten, weil
sie lediglich politisch motivierte „Konstrukte“ dar-
stellten. Die Diskussion um Mečiars Villa hingegen
irritierte gerade jene sozial schwachen Bevölkerungs-
schichten, aus denen Mečiar bisher den größten Teil
seiner Anhänger rekrutierte: Mit Millionen für eine
Privatvilla zu jonglieren und nähere Auskünfte dar-
über den Behörden ebenso wie den Medien zu ver-
weigern, das passte nicht ins vorgefasste Bild des
„Landesvaters“ Mečiar, der nie auf den eigenen Vor-
teil geschaut, sondern immer nur das Wohl der Na-
tion im Sinne gehabt habe.

Hauptsächlicher Gewinner des Erosionsprozesses
in der HZDS-Wählerschaft schien zunächst der Jung-
politiker Robert Fico zu sein, der mit seiner neu
gegründeten Partei „Smer (Richtung) – Der Dritte
Weg“ kurzfristig sogar die HZDS vom ersten Platz in
den Umfragen verdrängte. In der Endphase des Wahl-
kampfs, so analysierten Politologen nachträglich,
wechselte die Anti-Mečiar-Stimmung aber dann ihre
Orientierung: Statt des „Experiments“, für Fico zu
stimmen, entschieden sich immer mehr Wähler für
einen Weg der Stabilität, den vor allem Dzurinda und
sein Regierungsteam verkörperten. „In den Um-
fragen haben viele Wähler noch ihrer emotionalen
Unzufriedenheit freien Lauf gelassen. Aber in der
Wahlkabine haben sie sehr verantwortungsbewusst
verstanden, dass hier über die Zusammensetzung der
künftigen Regierung entschieden wird“, erklärte bei-
spielsweise die Politologin Soňa Szomolányi gegen-
über dem slowakischen Nachrichtensender TA3 den
auffallenden Unterschied zwischen den seit Monaten
konstant schlechten Umfragewerten Dzurindas und
seinem tatsächlich viel stärkeren Wahlergebnis. Mei-

„In den Umfragen ha-
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emotionalen Unzufrieden-
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Regierung entschieden
wird“, erklärte die Politolo-
gin Son̆a Szomolányi.



nungsumfragen dürfen in der Slowakei nur bis spä-
testens zwei Wochen vor der Wahl veröffentlicht
werden, danach gilt dafür ein Moratorium. Der Mei-
nungsumschwung gegen Fico und zugunsten Dzur-
indas kam aber buchstäblich in letzter Minute vor der
Wahl, so dass er von keiner Umfrage mehr erfasst
werden konnte.

Die folgende Tabelle lässt erkennen, wie drama-
tisch sich die politische Stimmungslage vor allem für
die HZDS und die SDKÚ innerhalb der letzten Mo-
nate vor der Wahl veränderte: Sie zeigt zwei Um-
fragen, die Mitte Juli bzw. Anfang September vom
Meinungsforschungsinstitut des staatlichen Statistik-
amtes (ÚVVM) veröffentlicht wurden. Die Juli-Um-
frage (erste Spalte) konnte die von Mečiars HZDS ab-
gespaltene HZD gerade noch nicht berücksichtigen,
erfasst aber schon den Beginn des Erosionsprozesses
der HZDS-Wählerschaft. Zuvor hatte das HZDS-
Wählerpotenzial mehr als drei Jahre lang konstant bei
fast 30 Prozent gelegen. Die zweite Umfrage lässt
zwar bereits den Absturz der HZDS erkennen, er-
fasst aber noch nicht den erst unmittelbar vor der
Wahl erfolgten Zuwachs für Mikuláš Dzurindas
SDKÚ. Hier nicht dargestellt sind jene vereinzelten
Umfragen, die vorübergehend die Partei „Smer“ an
erster Stelle sahen. Auch nicht jene Umfragen, die die
SDKÚ sogar hinter ANO und der KDH reihten. In
der dritten Spalte ist das tatsächliche Wahlergeb-
nis angeführt. Durch Fettdruck hervorgehoben sind
die drei auffallendsten Abweichungen von den Juli-
Prognosen.

ÚVVM- ÚVVM- Wahl-Umfrage Umfrage ergebnisPartei Juli Anfang September(Prozent) September

HZDS 26,1 18,7 19,50

Smer 14,6 15,2 13,46

SMK 10,2 10,1 11,16

SDKÚ 9,8 8,5 15,09

ANO 8,2 7,8 8,01

KDH 7,8 7,2 8,25

HZD – 5,4 3,28

KSS 2,7 3,1 6,32
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So wurde die SDKÚ zum Schluss nicht nur stärkste
Kraft jener bürgerlichen Parteiengruppe aus SDKÚ,
SMK, KDH und ANO, die sich schon länger als Kern
einer künftigen Regierung zu etablieren versucht
hatte, sondern überholte sogar Ficos Smer. Als stärk-
ster Anti-Mečiar-Kraft konnten ihr die künftigen Ko-
alitionspartner daher kaum den Führungsanspruch
streitig machen. Und Robert Fico, der am vehemen-
testen darauf bestanden hatte, dass die SDKÚ nur
ohne Dzurinda und den für Wirtschaft zuständigen
Vizepremierminister Ivan Mikloš in eine Regierung
mit ihm eintreten könne, wird nun selbst gar nicht
mehr für eine ausreichende Regierungsmehrheit ge-
braucht.

Erst eine knappe Woche vor der Wahl zog die wirt-
schaftsliberale „Demokratische Partei“ (DS) in einer
innerparteilich zunächst umstrittenen Entscheidung
ihre aussichtslose Kandidatur zurück und gab eine
Wahlempfehlung zugunsten der SDKÚ ab. Dafür er-
hielt sie finanzielle, aber auch politische Zusagen: Un-
ter anderem wird ihr Parteichef L’udovít Kaník das
von der SDKÚ nominierte Sozialministerium erhal-
ten.

Details zum
Wahlergebnis

Auch nachdem die DS ihre Kandidatur zurückzog,
blieben noch 25 Parteien im Rennen. Diese außer-
gewöhnliche Zersplitterung der Parteienlandschaft
führte dazu, dass der Anteil der „verlorenen“ Stim-
men, also Stimmen für Parteien, die den Sprung
über die Fünfprozenthürde nicht schafften, mit
18,1 Prozent fast so hoch war wie der Stimmenanteil
der stärksten Partei. In absoluten Zahlen entspricht
das mehr als einer halben Million Wähler. Betroffen
waren vor allem das gesamte sozialdemokratisch-so-
zialistische Parteienspektrum und die extremen Na-
tionalisten, die sich ebenfalls in konkurrierende Par-
teien aufgespalten hatten. In der folgenden Grafik
sind die insgesamt 18 erfolglosen Parteien, die im
Schnitt nur jeweils etwa ein Prozent erreichten, unter
„Sonstige“ zusammengefasst. Die darunter folgende
Tabelle listet die Ergebnisse aller kandidierenden Par-
teien auf und macht damit die Aufsplitterung der
Kleinparteien deutlicher sichtbar.

Die außergewöhn-
liche Zersplitterung der
Parteienlandschaft führte
dazu, dass der Anteil der
„verlorenen“ Stimmen,
also Stimmen für Parteien,
die den Sprung über die
Fünfprozenthürde nicht
schafften, mit 18,1 Prozent
fast so hoch war wie der
Stimmenanteil der stärks-
ten Partei. In absoluten
Zahlen entspricht das mehr
als einer halben Million
Wähler.



Anzahl
Partei der gültigen Prozent Sitze

Stimmen

HZDS 560691 19,50 36

SDKÚ 433953 15,09 28

Smer 387100 13,46 25

SMK 321069 11,16 20

KDH 237202 8,25 15

ANO 230309 8,01 15

KSS 181872 6,32 11

PSNS 105084 3,65 –

SNS 95633 3,32 –

HZD 94324 3,28 –

SDA 51649 1,79 –

SDL’ 39163 1,36 –

SZS 28365 0,98 –

NOSNaP 26205 0,91 –

ZRS 15755 0,54 –

Žena a rodina 12646 0,43 –

OKS 9422 0,32 –

ROSA 8420 0,3 –

ROI 8420 0,29 –

SDPO 6716 0,23 –

L’B 6441 0,22 –

ROMA 6234 0,21 –

SNJ 4548 0,15 –

Béčko – RS 2818 0,09 –

L’S 763 0,02 –
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SDKU 15,1 %

Smer 13,5 %
SMK 11,2 %

KDH 8,2 %

ANO 8 %

KSS 6,3 %

Sonstige 18,1 %
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Sehr unterschiedlich ist die Wählerstruktur der
verschiedenen ins Parlament gekommenen Parteien:
Smer, ANO, aber auch die SDKÚ konnten besonders
stark unter jungen Wählern punkten. Die HZDS hin-
gegen weist eine besonders überalterte Wählerschaft
auf. Auch wird die HZDS eher von Bewohnern länd-
licher Regionen und von Menschen mit geringerer
Bildung gewählt. Die SDKÚ hingegen gewann vor al-
lem in städtischen Ballungszentren, besonders stark
in dem Raum um die Hauptstadt Bratislava, während
sie in ländlichen Regionen eher schwach abschnitt.
Das slowakische Wahlgesetz sieht keine Untergliede-
rung in mehrere regionale Wahlkreise vor. Vergleicht
man dennoch das Wahlergebnis nach politischen Be-
zirken, ergeben sich die auffallendsten Unterschiede
naturgemäß für die „Partei der Ungarischen Koali-
tion“ (SMK): In den südlichen Bezirken mit hohem
Anteil von Bürgern ungarischer Nationalität wurde
die SMK jeweils stärkste politische Kraft. Im Rest des
Landes erreichte sie hingegen nur einen minimalen
Stimmenanteil. Die folgende Grafik des Slowaki-
schen Statistikamtes (Quelle: www.statistics.sk) ver-
deutlicht die regionale Stimmenverteilung der SMK
(Angaben in Prozent):

Die Möglichkeit von Vorzugsstimmen (Präferenz-
stimmen) für einzelne Kandidaten wurde von den
meisten Wählern nicht dazu genutzt, auf den Partei-
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K1
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K4
K2

Podiel platných hlacov v %
0,07 – 0,23
0,24 – 0,38
0,39 – 0,81
0,82 – 13,38

12,39 – 86,18



listen weit hinten positionierte Kandidaten doch
noch ins Parlament zu bringen. Sehr wohl aber wur-
den auf diese Weise besondere Sympathien für po-
puläre Kandidaten unterstrichen. Zehn Prozent der
Stimmen einer Partei sind laut Wahlgesetz erforder-
lich, um die ursprüngliche Platzierung eines Kandi-
daten auf ihrer Liste zu verbessern. Die Reihenfolge
der Kandidaten auf einer Parteiliste wird dann bei der
Auszählung so geändert, dass die Nutznießer von
ausreichenden Vorzugsstimmen nach der Anzahl
ihrer Vorzugsstimmen an die Spitze gereiht werden.
Erst danach folgen die Kandidaten, die keine oder
weniger als zehn Prozent der Parteistimmen als Vor-
zugsstimmen erhalten haben, in der ursprünglichen
Reihenfolge der Kandidatenliste. Bei mehreren Par-
teien kam es auf diese Weise zu einzelnen Verände-
rungen in der Reihenfolge der Spitzenkandidaten, die
aber nur formelle Bedeutung haben. Nur in einem
Fall wurde durch die Vorzugsstimmen tatsächlich ein
Abgeordneter ins Parlament gewählt, der auf seiner
Parteiliste an „unwählbarer“ Stelle kandidiert hatte:
Árpád Duka-Zólyomi von der „Partei der Ungari-
schen Koalition“ (SMK). Elf Prozent der SMK-
Wähler markierten seinen Namen, der auf der Kandi-
datenliste erst an 23. Stelle erschien, und ermöglichten
damit sein Vorrücken auf den vierten Platz. Die mei-
sten Vorzugsstimmen entfielen aber traditionell wie-
der auf die ohnehin an der Spitze der jeweiligen
Parteilisten gereihten Kandidaten. Das zeigt die Rei-
henfolge der Politiker mit der absolut höchsten Zahl
von Vorzugsstimmen. Unter ihnen befinden sich
unter anderem alle Parteichefs der sechs stärksten
Parteien:
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Vladimir Mečiar (HZDS) 358834

Sergej Kozlík (HZDS) 244957

Robert Fico (Smer) 218530

Béla Bugár (SMK) 205092

Mikulaš Dzurinda (SDKÚ) 197081

Vojtech Tkáč (HZDS) 169634

Eduard Kukan (SDKÚ) 192885

Ivan Mikloš (SDKÚ) 176415

Pál Csáky (SMK) 140181

Pavol Rusko (ANO) 121320

Pavol Hrušovský (KDH) 118354

Monika Beňová (Smer) 108750

Ivan Šimko (SDKÚ) 107333
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Erste Reaktionen nach der
Wahl – Regierungsbildung
im Eiltempo

Schon die ersten Stellungnahmen der wichtigsten
Spitzenpolitiker nach der Wahl wiesen darauf hin,
dass es eine sehr rasche Regierungsbildung geben und
dass die Regierung ziemlich sicher aus SDKÚ, SMK,
KDH und ANO gebildet werden würde. Auch die
erste in der Slowakei verbreitete Reaktion aus der
Europäischen Union unterstützte diese Absicht: Der
für die Slowakei zuständige EU-Berichterstatter Jan
Marinus Wiersma erklärte, eine solche Viererkoali-
tion würde „am besten gewährleisten, dass die Slowa-
kei den von ihr begonnenen Reformweg fortsetzt.“
Und EU-Erweiterungskommissar Günter Verheugen
betonte in einer ersten Stellungnahme laut der slowa-
kischen Nachrichtenagentur Sita, die slowakischen
Wähler seien „sich der Wichtigkeit dieser Wahl be-
wusst gewesen, und dementsprechend haben sie auch
gewählt“. Für die Europäer sei nur das Faktum wich-
tig, „dass niemand im Sinn hat, mit der HZDS oder
den Altkommunisten eine Koalition zu bilden. Der
Rest ist Teil eines demokratischen Prozesses“. An-
dere westliche Politiker hoben in meist eher allgemei-
neren Worten vor allem hervor, dass sich die slowaki-
schen Wähler klar für den Weg in die Europäische
Union und in die NATO entschieden hätten. NATO-
Generalsekretär George Robertson sprach deshalb
von einer „sehr klugen Entscheidung“ der slowaki-
schen Wähler.

Im Dzurinda-Lager herrschte über das Wahlergeb-
nis offensichtlich freudige Überraschung, aber jeder
Eindruck von Überheblichkeit wurde vermieden, um
die künftigen kleineren Koalitionspartner nicht zu
vergraulen. Mikuláš Dzurinda selbst sprach zunächst
nur allgemein und vorsichtig von einem „Vertrauens-
beweis“ der Wähler, und seine Parteikollegen se-
kundierten, dass man jetzt den gemeinsam begonne-
nen Reform- und Integrationsweg fortsetzen wolle.
Dzurinda gestand auch ein, dass er selbst vom Wahl-
ergebnis angenehm überrascht worden war: „Wer
hätte das vor zwei Wochen erwartet?“ KDH und
ANO unterließen ihre früheren kritischen Töne ge-
genüber Dzurinda und betonten stattdessen ihre Be-
reitschaft, „Mitverantwortung“ für die Zukunft zu

Im Dzurinda-Lager
herrschte über das Wahl-
ergebnis offensichtlich
freudige Überraschung,
aber jeder Eindruck von
Überheblichkeit wurde
vermieden, um die künfti-
gen kleineren Koalitions-
partner nicht zu vergraulen.
Mikulás̆ Dzurinda selbst
sprach zunächst nur allge-
mein und vorsichtig von
einem „Vertrauensbeweis“
der Wähler.



übernehmen. Ein „langer, langer Weg“ sei noch zu ge-
hen, um die gemeinsamen Ziele zu erreichen, philo-
sophierte Medienmagnat Pavol Rusko. Im Wahl-
kampf hatte er hingegen noch die professionelle
Reputation seiner ökonomisch erfolgreichen Medien,
vor allem des Fernsehsenders TV Markíza und der
Tageszeitung Narodna obroda auch mit heftigen
Attacken gegen Dzurinda aufs Spiel gesetzt. Markíza
handelte sich sogar eine Geldstrafe von seiten der Li-
zenzbehörde ein, weil nach deren Ansicht die Partei-
nahme des Senders für Ruskos Parteigründung ANO
die Grenzen des vom Mediengesetz Erlaubten über-
schritten. KDH-Vizeparteichef Vladimír Palko wies
gleich nach der Wahl darauf hin, dass es vorteilhaft
wäre, wenn „vier Parteien mit ähnlichem Programm“
eine Koalition bilden würden. Und je mehr sich die
ersten Wahlprognosen erhärteten, desto konkreter
äußerten sich auch andere tonangebende Politiker
zur künftigen Regierungsbildung. „Je homogener die
künftige Regierung ist, desto besser ist das für die Slo-
wakei“, erklärte der für Wirtschaft zuständige Vize-
premierminister Ivan Mikloš von der SDKÚ. Und
auch sein Parteikollege, Außenminister Eduard Ku-
kan wünschte sich eine Regierung aus „Parteien, die
sich in ihren Programmen möglichst nahe sind“.

Staatspräsident Rudolf Schuster kündigte eine
rasche Regierungsbildung an, die „spätestens zum
NATO-Gipfel im November“, vermutlich aber
schon deutlich vorher abgeschlossen sein werde. Als
(von ihm damals offensichtlich als unrealistisch be-
trachtetes, aber tatsächlich eingehaltenes) „Idealziel“
bezeichnete es der Präsident, wenn die Slowakei
schon zum EU-Gipfeltreffen Ende Oktober eine
vertrauenswürdige Regierung präsentieren könnte.
Robert Fico und seine Getreuen von der Partei „Smer
(Richtung) – Der Dritte Weg“ warnten zwar davor,
die beiden stärksten Parteien HZDS und Smer beide
auf einmal in Opposition zu schicken. Aber Be-
obachter hatten schon vor der Wahl darauf hingewie-
sen, dass es der damals erwartete künftige Regie-
rungschef Fico schwer haben werde, wenn ihm eine
regierungsinterne Mehrheit von kleineren Rechtspar-
teien gegenüberstehen werde, die in grundsätzlichen
Fragen wie dem weiteren Privatisierungskurs diame-
tral andere Positionen als er selbst vertreten würden.
Insofern war es angesichts des Wahlresultats dann

Staatspräsident Ru-
dolf Schuster kündigte eine
rasche Regierungsbildung
an, die „spätestens zum
NATO-Gipfel im November“,
vermutlich aber schon deut-
lich vorher abgeschlossen
sein werde. Als „Idealziel“
bezeichnete es der Präsi-
dent, wenn die Slowakei
schon zum EU-Gipfeltreffen
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trauenswürdige Regierung
präsentieren könnte.
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weniger überraschend, dass die vier Mitte-Rechts-
Parteien sofort die Möglichkeiten einer homogeneren
Regierungsbildung ohne Smer sondierten.

Die künftige Sitzverteilung im Parlament ergibt
wie unten dargestellt ein Kräfteverhältnis von 78 zu
72 Mandaten zwischen der neuen Mitte-Rechts-Re-
gierung und der inhomogenen Opposition:

Partei Prozent Sitze

SDKÚ 15,09 28

SMK 11,16 20

KDH 8,25 15

ANO 8,01 15

Regierung 42,51 78

HZDS 19,50 36

Smer 13,46 25

KSS 6,32 11

Opposition 39,28 72

De facto begannen die Koalitionsverhandlungen zwi-
schen SDKÚ, SMK, KDH und ANO schon am Tag
nach der Wahl, als erst das vorläufige offizielle End-
ergebnis bekannt gegeben worden war. Und das, ob-
wohl Staatspräsident Schuster zunächst noch den of-
fiziellen Auftrag zur Regierungsbildung an Dzurinda
hinauszögerte. Schon zwei Wochen nach den Wahlen
standen sowohl das Regierungsprogramm als auch
die künftigen Regierungsmitglieder fest. Als Schlüs-
sel für die Aufteilung der Regierungsposten wurde
zwischen den vier Parteien ein Verhältnis von sechs
SDKÚ, vier SMK und je drei für KDH und ANO
vereinbart. Zu den in der folgenden Tabelle aufgelis-
teten Ministern kommen auch noch 22 Staatsse-

SDKÚ 28

SMK 20

KDH 15

ANO 15
HZDS 36

Smer 25
KSS 11



kretäre hinzu, die aber in der Slowakei formell nicht
als stimmberechtigte Mitglieder der Regierung ge-
zählt werden. Ihre hohe Zahl ist auch damit begrün-
det, dass die vier Parteien möglichst weit reichende
Möglichkeiten haben wollten, sich gegenseitig zu kon-
trollieren. Das wurde auch dadurch gewährleistet,
dass den Ministern jeweils Staatssekretäre von ande-
ren Parteien beigesellt wurden. In als besonders wich-
tig erachteten Ressorts erfüllen diese „Unterstüt-
zungs- und Kontrollfunktion in einem“ gleich zwei
Staatssekretäre aus jeweils unterschiedlichen Parteien.

Ressort Name nominierende
des Ministers Partei

Premierminister Mikuláš Dzurinda SDKÚ

Vizepremier
(ohne Ressort) Pál Csáky SMK

Auswärtige
Angelegenheiten Eduard Kukan SDKÚ

Inneres Vladimír Palko KDH

Verteidigung Ivan Šimko SDKÚ

Finanzen Ivan Mikloš SDKÚ

Wirtschaft Robert Nemcsics ANO

Soziale Angelegen-
heiten, Arbeit und L’udovít Kaník SDKÚ / DS*
Familie

Verkehr, Post und
Telekommunikation Pavol Prokopovič SDKÚ

Justiz Daniel Lipšic KDH

Landwirtschaft Zsolt Simon SMK

Umwelt László Miklós SMK

Bauten László Gyurovszky SMK

Kultur Rudolf Chmel ANO

Bildung Martin Fronc KDH

Gesundheit Rudolf Zajac ANO

* Anmerkung: L’udovít Kaník ist Parteichef der wirt-
schaftsliberalen Demokratischen Partei (DS). Seine Regie-
rungsfunktion erhält er als von der SDKÚ Nominierter
dafür, dass er kurz vor den Parlamentswahlen die Kandida-
tur seiner Partei zugunsten der SDKÚ zurückgezogen hat.

Die neue slowakische
Ministerliste:
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SDKÚ = Slowakische Demokratische und Christliche
Union (christlich-liberal), Parteichef Mikuláš Dzurinda

SMK = Partei der Ungarischen Koalition (Sammelpartei
der ungarischen Minderheit, überwiegend christdemokra-
tisch-konservativ), Parteivorsitzender Béla Bugár

KDH = Christlich-Demokratische Bewegung (christ-
lich-konservativ), Parteichef Pavol Hrušovský

ANO = Allianz des Neuen Bürgers (wirtschaftsliberal),
Parteichef Pavol Rusko




